
Vorabentscheidungsersuchen des Administrativen sad — 
Varna (Bulgarien), eingereicht am 30. März 2012 — Sani 
Treyd EOOD/Direktor na Direktsia „Obzhalvane i 
upravlenie na izpalnenieto“ — Varna pri Tsentralno 

Upravlenie na Natsionalnata Agentsia za Prihodite 

(Rechtssache C-153/12) 

(2012/C 165/22) 

Verfahrenssprache: Bulgarisch 

Vorlegendes Gericht 

Administrativen sad — Varna 

Parteien des Ausgangsverfahrens 

Klägerin: Sani Treyd EOOD 

Beklagter: Direktor na Direktsia „Obzhalvane i upravlenie na 
izpalnenieto“ — Varna pri Tsentralno Upravlenie na Natsional­
nata Agentsia za Prihodite 

Vorlagefragen 

1. Ist der Begriff des Steuertatbestands im Sinne von Art. 62 
Nr. 1 der Richtlinie 2006/112/EG des Rates vom 28. No­
vember 2006 über das gemeinsame Mehrwertsteuersys­
tem ( 1 ) dahin auszulegen, dass er auch die Fälle steuerfreier 
Umsätze umfasst, einschließlich der Umsätze, die von einer 
Person bewirkt werden, die nicht den Status eines Steuer­
pflichtigen im Sinne von Titel III und eines Steuerschuldners 
im Sinne von Titel XI Kapitel 1 Abschnitt 1 der Richtlinie 
2006/112 hat? 

2. Stehen die Art. 62 und 63 der Richtlinie 2006/112 einer 
nationalen Vorschrift entgegen, wonach der Steuertatbestand 
zum Zeitpunkt der Bewirkung des steuerfreien Umsatzes 
statt zu dem Zeitpunkt eintritt, zu dem die Bedingung erfüllt 
wird, dass dieser Umsatz besteuert wird? 

3. Steht Art. 63 der Richtlinie 2006/112 einer nationalen Vor­
schrift und einer nationalen Praxis entgegen, wonach der 
Steuertatbestand für eine Lieferung von Teilen eines Gebäu­
des nicht zum Zeitpunkt der Übertragung des Eigentums, 
sondern früher eintritt, nämlich zum Zeitpunkt der Erbrin­
gung der vereinbarten Gegenleistung, die einen steuerfreien 
Umsatz bildet, der von einer Person bewirkt wird, die nicht 
den Status eines Steuerpflichtigen und eines Steuerschuld­
ners hat? 

4. Steht Art. 65 der Richtlinie 2006/112 einer nationalen Vor­
schrift entgegen, die das Eintreten des Steueranspruchs an 
eine Zahlung knüpft, die vollständig oder teilweise in Ge­
genständen oder Dienstleistungen bestimmt ist? 

5. Stehen die Art. 73 und 80 der Richtlinie 2006/112 einer 
nationalen Vorschrift entgegen, wonach, sofern das Entgelt 
für einen Umsatz vollständig oder teilweise in Gegenständen 
oder Dienstleistungen bestimmt ist, die Steuerbemessungs­
grundlage für diesen Umsatz in allen Fällen dessen Normal­
wert ist? 

( 1 ) ABl. L 347, S. 1. 

Vorabentscheidungsersuchen des Tribunale Amministrativo 
Regionale per il Lazio (Italien), eingereicht am 2. April 
2012 — Società Airport Shuttle Express scarl und 

Giovanni Panarisi/Comune di Grottaferrata 

(Rechtssache C-162/12) 

(2012/C 165/23) 

Verfahrenssprache: Italienisch 

Vorlegendes Gericht 

Tribunale Amministrativo Regionale per il Lazio 

Parteien des Ausgangsverfahrens 

Kläger: Società Airport Shuttle Express scarl, Giovanni Panarisi 

Beklagte: Comune di Grottaferrata 

Vorlagefragen 

1. Stehen Art. 49 AEUV, die Art. 3, 4, 5 und 6 EUV, die Art. 
101 und 102 AEUV sowie die Verordnung (EWG) Nr. 
2454/92 ( 1 ) und die Verordnung (EG) Nr. 12/98 ( 2 ) der An­
wendung des Art. 3 Abs. 3 und des Art. 11 des Gesetzes Nr. 
21 von 1992 entgegen, soweit diese Folgendes vorsehen: „3. 
Der Sitz des Verkehrsunternehmers und der Einstellplatz 
müssen ohne Ausnahme in dem Gebiet der Gemeinde lie­
gen, die die Genehmigung erteilt hat.“ und „… Die Reser­
vierungen für Beförderungen durch Fahrzeugvermietungen 
mit Fahrzeugführer werden bei den jeweiligen Einstellplätzen 
vorgenommen. Die Fahrzeugvermietung mit Fahrzeugführer 
beginnt und endet in jedem einzelnen Fall am Einstellplatz, 
der in der Gemeinde liegt, die die Genehmigung erteilt hat. 
Das Fahrzeug muss an diesen zurückzukehren, auch wenn 
die Abholung des Kunden und die Ankunft am Bestim­
mungsort im Gebiet anderer Gemeinden erfolgen können. 
…“? 

2. Stehen Art. 49 AEUV, die Art. 3, 4, 5 und 6 EUV, die Art. 
101 und 102 AEUV sowie die Verordnung (EWG) Nr. 
2454/92 und die Verordnung (EG) Nr. 12/98 der Anwen­
dung der Art. 5 und 10 des Regionalgesetzes Nr. 58 der 
Region Latium vom 26. Oktober 1993 entgegen, soweit 
diese Folgendes vorsehen: „… Die Abholung des Kunden
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und der Beginn der Leistung erfolgen innerhalb des Gebietes 
der Gemeinde, die die Genehmigung erteilt hat.“ und „…er­
folgen die Abholung des Kunden und der Beginn der Leis­
tung ausschließlich im Gebiet der Gemeinde, die die Lizenz 
oder Genehmigung erteilt hat, und die Fahrten werden zu 
jedem Bestimmungsort und nach vorheriger Zustimmung 
des Fahrers zu Bestimmungsorten außerhalb des Gemeinde­
gebiets durchgeführt. …“? 

( 1 ) ABl. L 251, S. 1. 
( 2 ) ABl. 1998, L 4, S. 10. 

Vorabentscheidungsersuchen des Tribunale Amministrativo 
Regionale per il Lazio (Italien), eingereicht am 2. April 
2012 — Società Cooperativa Autonoleggio Piccola arl 

und Gianpaolo Vivani/Comune di Grottaferrata 

(Rechtssache C-163/12) 

(2012/C 165/24) 

Verfahrenssprache: Italienisch 

Vorlegendes Gericht 

Tribunale Amministrativo Regionale per il Lazio 

Parteien des Ausgangsverfahrens 

Kläger: Società Cooperativa Autonoleggio Piccola arl, Gianpaolo 
Vivani 

Beklagte: Comune di Grottaferrata 

Vorlagefragen 

1. Stehen Art. 49 AEUV, die Art. 3, 4, 5 und 6 EUV, die Art. 
101 und 102 AEUV sowie die Verordnung (EWG) Nr. 
2454/92 ( 1 ) und die Verordnung (EG) Nr. 12/98 ( 2 ) der An­
wendung des Art. 3 Abs. 3 und des Art. 11 des Gesetzes Nr. 
21 von 1992 entgegen, soweit diese Folgendes vorsehen: „3. 
Der Sitz des Verkehrsunternehmers und der Einstellplatz 
müssen ohne Ausnahme in dem Gebiet der Gemeinde lie­
gen, die die Genehmigung erteilt hat.“ und „… Die Reser­
vierungen für Beförderungen durch Fahrzeugvermietungen 
mit Fahrzeugführer werden bei den jeweiligen Einstellplätzen 
vorgenommen. Die Fahrzeugvermietung mit Fahrzeugführer 
beginnt und endet in jedem einzelnen Fall am Einstellplatz, 
der in der Gemeinde liegt, die die Genehmigung erteilt hat. 
Das Fahrzeug muss an diesen zurückzukehren, auch wenn 
die Abholung des Kunden und die Ankunft am Bestim­
mungsort im Gebiet anderer Gemeinden erfolgen können. 
…“? 

2. Stehen Art. 49 AEUV, die Art. 3, 4, 5 und 6 EUV, die Art. 
101 und 102 AEUV sowie die Verordnung (EWG) Nr. 
2454/92 und die Verordnung (EG) Nr. 12/98 der Anwen­
dung der Art. 5 und 10 des Regionalgesetzes Nr. 58 der 
Region Latium vom 26. Oktober 1993 entgegen, soweit 
diese Folgendes vorsehen: „… Die Abholung des Kunden 
und der Beginn der Leistung erfolgen innerhalb des Gebietes 
der Gemeinde, die die Genehmigung erteilt hat.“ und „…er­
folgen die Abholung des Kunden und der Beginn der Leis­
tung ausschließlich im Gebiet der Gemeinde, die die Lizenz 
oder Genehmigung erteilt hat, und die Fahrten werden zu 
jedem Bestimmungsort und nach vorheriger Zustimmung 
des Fahrers zu Bestimmungsorten außerhalb des Gemeinde­
gebiets durchgeführt. …“? 

( 1 ) ABl. L 251, S. 1. 
( 2 ) ABl. 1998, L 4, S. 10.
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